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Landgericht Berlin 
 

Im Namen des Volkes 
 

Urteil gem. § 313a ZPO 
 

Geschäftsnummer: 67 S 101/17  verkündet am : 15.06.2017 

 113 C 103/16 Amtsgericht 
Mitte 

   
 , Justizbeschäftigte 

 
 
In dem Rechtsstreit 
 
1.   
2.  

 , 
 

Kläger und Berufungskläger, 
 

- Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte  
 ,-  
 
 

g e g e n 
 
 
 , 
 , 
 

Beklagte und Berufungsbeklagte, 
 

- Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt  
 ,-  
 
 

 
hat die Zivilkammer 67 des Landgerichts Berlin in Berlin - Mitte, Littenstraße 12-17, 10179 Berlin, 

auf die mündliche Verhandlung vom 15. Juni 2017 durch den Vorsitzenden Richter am 

Landgericht  , die Richterin  und die Richterin am Landgericht   

f ü r  R e c h t  e r k a n n t :  
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Die Berufung der Kläger gegen das am 2. März 2017 verkündete Urteil des Amtsgerichts 

Mitte - 113 C 103/16 - wird auf deren Kosten nach einem Wert von bis 500,00 € 

zurückgewiesen. 

 

Dieses und das angefochtene Urteil sind vorläufig vollstreckbar. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

                  

 

 



Öffentliche Sitzung 

des Landgerichts Berlin  Berlin, den 15.06.2017 

 

Zivilkammer 67 

Geschäftszeichen: 67 S 101/17 

113 C 103/16 Amtsgericht Mitte
 

 
Gegenwärtig: 

Vorsitzender Richter am Landgericht   
 

als Vorsitzender,  

Richterin   
 

Richterin am Landgericht   
 

als beisitzende Richter,  
 

 

In dem Rechtsstreit 

 
 ./.   

 
erschienen bei Aufruf: 
 

pp. 

 

 

Am Schluss der Sitzung erkannt und verkündet: 

 

                                            - Urteil gemäß § 313a ZPO - 

 

Die Berufung der Kläger gegen das am 2. März 2017 verkündete Urteil des Amtsgerichts Mitte - 

113 C 103/16 - wird auf deren Kosten nach einem Wert von bis 500,00 € zurückgewiesen. 

 

Dieses und das angefochtene Urteil sind vorläufig vollstreckbar. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

Wesentliche Gründe der Entscheidung: 

 

 

Die Berufung ist unbegründet. Den Klägern steht der geltend gemachte Kondiktionsanspruch ge-

mäß § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht zu, da die streitgegenständlichen Abrechnungen formell und 

materiell ordnungsgemäß und die Zahlungen der Kläger damit mit Rechtsgrund erfolgt sind. Sie 

sind insbesondere formell ordnungsgemäß. Den Klägern steht ein Kürzungsrecht gemäß § 12 

Abs. 1 Satz 1 HeizkostenVO nicht zu. Danach ist in den Fällen, in denen die Kosten der Versor-

gung mit Wärme oder Warmwasser entgegen den Vorschriften der Heizkostenverordnung nicht 
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verbrauchsabhängig abgerechnet worden sind, der Nutzer berechtigt, die Kosten für Heizung und 

Warmwasser anteilig um 15 von 100 zu kürzen. Diese Vorraussetzungen sind vorliegend nicht 

erfüllt, unbeschadet der Frage, ob die Beklagte verpflichtet gewesen wäre, gemäß § 9 Abs. 2 Satz 

1 Heizkostenverordnung einen Wärmezähler zur Erfassung der auf die zentrale Warmwasserver-

sorgungsanlage entfallende Wärmemenge zu installieren. Denn ein Kürzungsrecht nach § 12 Abs. 

1 Satz 1 Heizkostenverordnung entsteht nur dann, wenn entgegen der Vorschriften der Heizkos-

tenVO verbrauchsunabhängig abgerechnet wird, nicht aber wenn die Abrechnung aus sonstigen 

Gründen fehlerhaft ist (st. Rspr., vgl. Nur BGH, Urteil vom 21. Oktober 2011 - V ZR 57/11, NJW 

2012, 522 Rz. 17). Nach dieser Maßgabe bestand hier kein Kürzungsrecht, weil die streitgegen-

ständlichen Abrechnungen verbrauchsabhängig erfolgt sind.  

 

Zwar mag der verbrauchsabhängige Teil der Abrechnung den Vorgaben des § 9 Abs. 2 Satz 1 

HeizkostenVO nicht entsprechen, das ändert jedoch nichts daran, dass die Abrechnung gleich-

wohl verbrauchsabhängig erfolgt ist. Durch den etwaigen Formalverstoß wird die Abrechnung 

nicht zu einer verbrauchsunabhängigen Abrechnung (vgl. BGH, a.a.O.; Lammel, ZMR 2016, 6, 7).  

 

Die streitgegenständlichen Abrechnungen sind auch nicht ansonsten materiell unrichtig. Denn im 

Kondiktionsprozess ist der Mieter für die materielle Unrichtigkeit der Abrechnungen darlegungs- 

und beweisbelastet (vgl. Kammer, Beschluss vom 24. Mai 2016 - 67 S 149/16, ZMR 2016, 690). 

Dieser Darlegungs- und Beweislast sind die Kläger bereits im Ansatz nicht gerecht geworden, da 

weder dargetan noch sonst wie ersichtlich ist, das die ihnen gegenüber in Abrechnung gestellten 

Heiz- und Warmwasserkosten geringer ausgefallen wären, wenn die Beklagte im Einklang mit § 9 

Abs. 2 Satz 1 HeizkostenVO einen Wärmezähler eingebaut und den Verbrauch entsprechend an-

teilig erfasst hätte. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige Voll-

streckbarkeit auf den § 708 Nr. 10 Satz 2 Alt.1, 713 ZPO.  

 

Die Revision war gemäß § 543 ZPO nicht zuzulassen, da die Rechtssache keine grundsätzliche 

Bedeutung hat und auch nicht zur Fortbildung des Rechts zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs erfordert. Die hier maßgeblichen 

materiellen Rechtsfragen sind vom BGH geklärt; die Kammer weicht davon nicht ab. 

 

 

 

  


